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Grundlagen ein~r politischen Z~eammenarbeit 
. der Konfessionen. 

12. '· 1952 

· Die gerade beendete Wahl zur Tertaeeunggebenden LandeeYereammlung 
1a neaen SUdweststaat hat wieder gezeigt, weloh entscheidende Bedeu­
tung der politischen Zusammenarbeit eTangeliecher und katholischer 
Chria~en zukommt. DarQS hat eie in der Wahlpropaganda eine erheblich 
Rolle gespielt. Oft genug haben wir auch dor1 wieder geh6rt, daS ei• 
n• Partei für eiot 1n Al1epruoh nahm, die eigentliche ~md zuTerlässig 

. Vertreterin eTangeliecher Interessen zu eein, oder daß eine andere 
die eTangeliachen Stimmen damit ttir eich zu gewinnen suchte, daß eie 
den eTangeliechen Wählern TOrhieli, sie seien nur ein einflußloser 
Torspann katholischer Politik. 
Daa Erlebnie der Wahl hat im GroBen und Ganzen bewiesen, daß das 
nicht zum Erfolg geführ~ hat, sondern daS, besondere in Nordwürttem­
berg und Jordbaden. wo die Yerhältnieae ineo~ern besondere kompli• 
ziert lagen, die politische Zusammenarbeit eich wieder durchau.:e. be­
währt h~t. »ae darfuneaber nicht .darUber hinwegtäuschen, daß eeit 
längerer Zeit in der ö:tfe~tlichkeit die frage einer aolcher1 Zusammen­
arbei 't zweifelnd erörtertw'\fnd Tiele Fragezeichen gemacht werden• die 
man noch vor tunt Jahren nicht kannte. Ohne lrage erwächst diese De­
batte zum !eil nicht einer echten Sorge, eondern dem Yu.nach, durch 
6as Erwecken Ton Zweifeln an der LUSglicbkei t einer solchen K•opera­
tion aie selbst a~ die Dauer zu beseitigen. 
Ich meine, daß wir gefragt sind, wae diese Zusammenarbeit bedeutet, 
wie sie gewachsen ist und welches ihre sachlichen Hintergründe und 
Ziele sind. 
Der Vereuch einer politischen Zueaitlme.narbei 'i eYangel isoher und katho· 
liecher Ohrieten im Rahmen einer politischen Partei ist bis zum Zu­
sammenbruch 1945 über sanz vereinzelte und bedeutungslose Ansätze 
nicht hinauogekommen. Man muß Terateben, daß das nicht nur pol~tiech 
sondern auch k:irchliohe GrUnde hatte. In der J.bwehr der KW.turk:amp:tp 
litik .Biemarcke ist der deuteehe latholiziemue gen~tigt gewesen, ~io 
z~r Verteidigung seiner kirchlichen Position und zur Durchset~ung 
oeines kirchlichen und politischen ollens achlagkräftige Organisa­
tionen auoh parteipolitischer Art aufzubauen. Dae ist ihm in der Pol 
gezeit zusatten gekoamen, Auf eYangeliecher Seite hat es etwas Der­
artiges nicht gegeben. Die eeit der Reformation beetehende enge orga· 
nisatorieche Verbind\Ulg der Landeskirohen mit dem Staat, dia bie 
1916 offiziel l andauerte Wld auch beute noch weder or,ganiaatorieoh 
noch geistig T~llig Terachwanden iet, gab den bewuBt eTangelisohen 
Rensehen eine sehr Tiel positivere Stellung zum Staat, selbst als 

· dieser ein weltanechauliob neutraler, ja zwa Teil sogar noch, ale er 
ein auegesprochen chrietent\1a8fe1ndl1oher geworden war. Das führte 
dazu, daß der eTangelieohe Volksteil, ~oweit er kirpblioh aktiT war, 
im staatlichen Sinne zu.Terläeeig-ataatstre~ war. Soweit er infolge 
der ~uswirkungen der marxietiechen Bewegung des 19. Jahrhunderts in-

.· · nerlich mit der 'irche nur noch wenig Kontakt hatte, oder soweit er 
durch die Ubernahae liberaliatiechen Gedankenguts auch i n den kirch­
lichen Bereich kirchlich labil geworden war, beaog er seine politi­

. . aohen Positionen aue diesen Haltungen beraua~ Dae führte dazu, daß 
· der evangelische folka1e11 sich zumeist politisch gegenseitig auf-

. ·: hob und niemale zu einem geechloeaenen poli tiechen Eineata k:am. D.ie 
· wenigen Versuche, das zu ändern, etwa. die Arbe-it Sttso.kera und Mau­

manna, oder die Versuche des "Volksdienstea" i n der Weimarer Zeit 
· sind über kleinute Anfänge nicht hinausgekommen~ Ko
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Erst i m Hitlerstaat erkannten viele im &a~p~ um Glauben und Ordnung 
illrer iirohe stehende eTangelische Christen, daß sie au.s ihrer Qlau­
benshal tan& heraua auch zu einer politisch-en Entscheidung gerufen wa­
ren . Und sie sahen in einer Torher nicht Torstellbaren Weise zl.lsaiBilen 
mit allen anderen Christen in Deutschland, wohin ein Volk und ein 
Staat kommt, daa aen lebendigen lott entthront und die unumschränkt e 
Macht eines Uen8ahen und seiner Bewegung a n die Stelle Gottes setzt. 
Diese Erfahrungen haben nach dem Z11sammenbruch katholische und oTan-

.. gellache Menochen in allen Teilen Deutachlande zu d.er UberzeUßung ge­
bracht, daß sie diese Er~enntnieae nicht ale einen Yorgang der Vergan­
genheit ansehen dU rften, sondern d.aß sie sie be im Neubau eines deut­
schen Staate und seiner Politik, d.h. auch in der Bild~ Ton Par­
teien, berUoksichtisen .U$sen. 
Die seitdem Yertlosaene Zeit hat Tielen Leuten in Deutactlland die 'Er­
innerung an daa , was Tor 15 oder 1o Jahren war, wieder getrübt, wie 
j a überhaupt einer der maßgeblichen Pehler der Deut&chen 'ihre VergeB­
lichkeit ist. Sonet kHrlnten sie z.B. angaeiohta des für alle A.uolän­
der erstawllichen Weges, den Deutachland, d .h. hier ~ Bundesrepublik1 
eeit 1945 zurückgelegt hat, nicht in einer derart negatiTen Kritik 
bleiben oder auf eine solche Kritik immer wieder hereinfallen. 
Mit dieser VergeBlichkeit bänßt ee offenbar auoh zusammen, daß Tiel• · 
Deuteohe, die nach1945 plß1zlioh die Kirche als eine tUr den Bau Ton 
Staat und Volk bedeutsame Größe angesehen haben, heute schon wieder 
erkannt zu. haben meinen, daß ea auch ganz gut ohne sie geht. Darum 
halten sie auch nichts aehr von einer ohristlieben Verantwortung i n 
der Politik and yon einer Zusammenarbeit der Konfessionen. Dieser Ver· 
geßlichkei~ und Oberflächlichkeit gilt es zu widerstehe~ Dazu müseyn 
einige sehr nüchterne und praktische Dingo getan und erkannt werdena . ~ 

1) enn wir Ton einer politischen Zueawmenarbeit der Konfessionen 
sprechen, dann meinen Wi:r wirklioh eine EOliti~ohe Zusammenarbeit. 
Es ist also unsinnig, etwa zu sagen, wi~ es i mmer geschieht, diese 
Zusammenarbeit habe die religi6se Spaltung Deu.teohlands, die seit uer 
Reformationszeit besteht, Uberwunden. Das iet nicht ihre Aufgabe und 
kann ee nicht sein. Die gla.ubonemiißige Auseinandersetzungen finden 
auf einer anderen Ebene etatt und ihr ßrgebnia beruh~ auf ganz ande• 
ren fataachen und Erkenntniesen als denen der politischen Arbeit. Ee 
1st also falsch, die politische Zusammenarbe11 damit ale gescheitert 
anzusehen, daß i n. beetirllllten glaubensmäßigen Fragen in den letzten 
Jahren ~erade i n Gesprächen Wld i n gemeinsamer Arbeit, z.!. aber auch 
auf andere Weise, schärfere Profilterungen sichtbar geworden sind. 
2) an muß erkennen, daß man eine politi3ohe Zusammenarbeit nicht 
darauf aufbauen kann, wie mancher v1elle1c.ht gemeint hat, daß man die 
glaubensmäßigen Unterschiede unterschläg' oder abbaut. Die Erfahrun-

. · gen der letzten Jahrsehnte haben uns gelehrt, daß eioh Menschen a.m I 
leichtesten innerlich begegnen, die ihren Glauben ernst nehmen. Sie 
f i nden eich auch am ehesten zur ErfUllung gemeinsamer politischer ode 
sozialer Aafgaben. Die liberalistische Vorstellung, dai es mHglich 
sei, Glaubeneuntereohiede dadurch au.szu.m.erzen, daß beide Seiten etwae 
Ton ihrer Oberzeugung aufgeben und eich auf ein Uindeatprogramm einis 
Le t i m Grundsatz und auf Grund unserer tatsächlichen lrtahrungen 
taleehe l ir wie •:en, daß die Mensch-en, die Tom Glauben nur eine eehr 
o~erflächlic~e Vorstellung haben, nicht die best•n, eondern die 
schlechtesten Objekte für eine wirkliche Begegnung oder Zusammenar­
beit sind. Da:1 heißt mit anderen Wortena Die Begegnung der Kodtess-ic 

en auf politischem Gebie'\ hängt da Ton ab·, ob wir die I r rlehren dea 
. · . 19. Jahrhunderts endlioh überwinden - einerseite die auch heute noch 
.. gepflegte Voretellung, daß Ueligt. on eine fiir den poli tiechen Ber ei ch Ko
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unbea.oh111oha Privatsaoho aei, ·an der ·man mit unintereeoierter 11eu­
tral1tät vorheifSeh.en ktJune,. und· andererseits die Vorate1luna, daß der 
Mensch das Recht auf eine bindungelose Pr~ihoit in allen Dereieben 
eeiuee t.ebene habe, auch .rieP. des Olaubene 1 der Wirtschaft u.nd. der 
Politik. Die Zusammenarbeit der evangelisc~n und tatholiaoh~n 
··!ensohen hängt davon ab• ob es ihnen gelt~. dex in einem Jahrhun­
dert ao entleerten aegri!f der Freiheit auezutullen und deutlich zu 
:u1oh.en, daß der Glallbe keine :Privatoaohe 1et , · sonderr1 den Menaohen it1 
eine 8ftentliehe Vcrantwor~ung r uft , die er wie alle aeine ~aten vor 
dem Richuttilil Gottes zu ~er-treten hai . 

· Ooblie.Blioh beding~ die Zuaa~wlarbei~ eine echte Parität. eh meine 
damit nioh-t eine Parität des Rechenati.ftee , d Je atllr neben einen ka­
t holischen ßriotträ~or e i nen evangelil'chen Zll sotzen wtlnaoht. !a geht 
.•. m eine Parität der gegonsoi t1gen Achtung. Daa heißta Be1de Seiten 
mU~sen berei t sein, um der Zuee!lmlanarbe·i t willf!n nich't nur die eine 
Seite, sondern beide zu ehen. Jeder Versuch , unter Zuruckatel~ung 
aa.oblichcr .Argamente die ei cene .;ac~n du.rctu~w.Betae.n und dabe 1 die an­
dere Seite ;:u.rüokz~.td.rän&en. t6tet di e Zus ammenarbeit. D&e g il t insbe­
sondere :rar di o .Pe.reonalpol1tU:. · l .r eollten una dartlber einis 3ein, 
da': i n Jeder 8:t:tentliohen Personalpolitik .11 G sachliche Eignuna ent­
scheidet, u.nd dna es a11s unserem Verfl ti1ndn1.a des Verhältn1eef'.ts YOn 
Kirche und Volk eine no~e1 dige Au:t'gabe 1st, da1Ur Z lA sorgen, daS, 
wo c;J ang~ht, die öttentl:ic e Vere.ntwortur-& •on Mär..nern wahrfenoaen 
~ird , die ste ~s Christen wahrzunehmen borai~ sind. fiele ~ ßatimwWJ 
ß8n, von denen in der let.~Gten Zeit mehr oder weniger b~rechtigt 6e­
sproohen worden 1s t, haben ihren TJrsprWlg nicht 1n großen Fragen. s oll 
dern - begründet odnr nicbt bogrUndet - i n ldoinen Vorkomtmiaaen 1u 
irgend oine.m iorf, ei ner St&clt, einem Y ~eia oder Land, ~.yo tier ~int· 
dem anderen YON(•rfen ztt mUssen moint, daß e r di eeo Paritä t d<-~ ae-

. · en~~ei t1&en ! chtl.l.llG verlutzt habe . 
er will leugnen, d lß e$ Ton bP..iden ,Jei t~n he r gosehohen ~e in ka1ln1 

;}&s is t nicht entacht1den4. En t tScheidend 1$ t aber, daß wir von beidet 
Jeitsn dar?.! ua n1oll.t UI1Bstimmungen waohaen lassen, Uber die sich zu ... 
letzt 1mr~e.r mtt der t reu:t, ile1• überhaupt keine ohriatliobe Po~! tion ~ 
dlifr Polit i k will. Uan kommt ~u oiner solohMl Ordnun& der Dingo nicht 
m1 t. de m. Reohenatitt, eondern m1 t der otfene:r1 und vertr- ueneYollen Be­
ce&nung, di e 11ieht hinter dom RUckan dae anderen sein Vaxeagen od&r 
..;.eine Fahler t'eetertellt. so11d !!rn die zu einer wirklichen Aus sprache 
bereit iot. Si e wi rd 1 mc.r da.; .. , da s ein. wenn die politi sch enteohei· 
dende Alrl'gabe der Geme1netlJ%lkGit ~rkannt wird. 

+ 
4) tetz.iJ.1o! ie t es entsohei.dend, daß .!Unne!" bei der Konfessionen in 
der yol1t1k jeder ~lr sieh und alle s emeinsnm $ich nioht vor Parteier 
md politiochen Programmen letztlich YerantworUich w1aeen, sendem 

vor dem l e bendige Gott. Vor t._&iner A.utor1 tät eoll t en Mi Betimmungen, 
von denen tnart ao Y1el redet, Yereo~winden, wenn sie aue meneohlichen 
GrUnde und poli tiectu~n Gegebet.hei ten hera us auftauchen. Der Chriet ~ 
i n der Poli t i k hat eben nicht nur di e Richtung oder die· ~ront zum an· 
deren, mit dem er mehr oder w~niger cut zusa~onarbeitet, sondern er 
hat &in& Kompassnadel, die 1r.uaer ut d.ie abeolute llerrechatt G-ottes 
Uber una alle auuserichtet eein muß. Wenn eo das nicht gäbe, gäl)fl tn! 
auoh lteine Zasammenarbei t ner Konfess ionen a ut poli tisobom Gebiet • 
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